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Niederschrift 
 

Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann 

Sitzung am Donnerstag, 28.05.2015 

Sitzungsort 

Ratssaal des Rathauses Bensberg, Wilhelm-Wagener-Platz 1, 51429 Bergisch Gladbach 

Sitzungsdauer (Uhrzeit von / bis) 

17:00 Uhr - 18:34 Uhr 

Unterbrechungen (Uhrzeit von / bis) 

Keine 

Sitzungsteilnehmer 

Siehe beigefügtes Teilnehmerverzeichnis 

Tagesordnung 

Ö Öffentlicher Teil 

1 Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung der 

ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfähigkeit 

  

 

2 Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil - 

  

 

3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der Sitzung des Ausschusses für 

Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann am 

26.02.2015 - öffentlicher Teil 

 0159/2015 

 

4 Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden 

  

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 

  



 

 

5.1 Frauenpolitische Informationen 

 0158/2015 

 

6 Bericht aus der Arbeit der Beiräte und des Integrationsrates 

  

 

7 Berufung eines ordentlichen Mitglieds in den "Inklusionsbeirat - Beirat für 

Menschen mit Behinderung" durch den Rat der Stadt Bergisch Gladbach 

 0156/2015 

 

8 Entsendung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des 

Seniorenbeirates in den Jugendhilfeausschuss 

 0153/2015 

 

9 Entsendung von Mitgliedern des Seniorenbeirates in Fachausschüsse und den 

Inklusionsbeirat - Beirat für Menschen mit Behinderung 

 0109/2015 

 

10 Rücknahme der Berufung und Neuberufung eines Beiratsmitglieds in den 

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 GO NRW (AAB) 

 0111/2015 

 

11 Landesprogramm zur Förderung der sozialen Arbeit an Schulen - Fortführung der 

Schulsozialarbeit in Trägerschaft des Caritasverbandes 

 0157/2015 

 

12 Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe 

Bericht über die Mittelverwendung 2014 

 0122/2015 

 

13 Jahresbericht 2014 zur Unterbringungssituation von Asylbewerberinnen und 

Asylbewerbern, jüdischen Migrantinnen und Migranten, Spätaussiedlerinnen und 

Spätaussiedlern und Menschen in Wohnungsnot in städtischen Unterkünften 

 0132/2015 

 

14 Jahresbericht 2014 für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch, 12. Teil (SGB XII) - 

Sozialhilfe - und nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) einschließlich 

Unterhaltsheranziehung 

 0135/2015 

 

15 Jahresbericht 2014 der GL Service gGmbH 

 0155/2015 

 

16 Anträge der Fraktionen 

  

 

16.1 Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 19.12.2014 zur psychotherapeutischen 

Versorgung für traumatisierte Flüchtlinge und Asylbewerber 

 0133/2015 

 

17 Anfragen der Ausschussmitglieder 

  



 

 

N Nicht öffentlicher Teil 

1 Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung - nicht öffentlicher 

Teil - 

  

 

2 Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden 

  

 

3 Mitteilungen des Bürgermeisters 

  

 

4 Anträge der Fraktionen 

  

 

5 Anfragen der Ausschussmitglieder 

  

 

 



 

Protokollierung 

Ö Öffentlicher Teil 

 

1. Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung 

der ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der 

Beschlussfähigkeit 

  

Die Vorsitzende eröffnet die 4. Sitzung des Ausschusses für Soziales, Wohnungswesen, 

Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann in der neunten Wahlperiode, begrüßt alle 

Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Einberufung sowie die Beschlussfähigkeit des 

Ausschusses fest. Sie stellt die aus dem Teilnahmeverzeichnis (Anlage) ersichtlichen 

Anwesenheiten sowie die Vertretungsverhältnisse fest.  

 

Frau Holtzmann weist auf die auf den Plätzen ausliegende Tischvorlage 0213/2015 „Einsatz für die 

Einführung des kommunalen Wahlrechts für alle auf Dauer in NRW lebenden Menschen mit nicht-

deutscher Staatsangehörigkeit“ hin. Frau Holtzmann führt aus, die Beschlussvorlage rühre aus der 

Sitzung des Integrationsrats am 21.05.2015. Die Vorlage sei nicht fristgerecht bei ihr eingegangen, 

weshalb sie sie ordnungsgemäß auf die Tagesordnung der Sitzung des ASWDG am 18.08.2015 

nehmen wolle. Um den gleichen Kenntnisstand als Diskussionsgrundlage herzustellen, wie ihn der 

Integrationsrat in seiner vergangenen Sitzung erhalten hat, bittet sie die Verwaltung,  Herrn Keltek 

vom Landesintegrationsrat zu einem erneuten Vortrag in die Sitzung des ASWDG am 18.08. 

einzuladen. 

 

Frau Stauer unterstützt diese Vorgehensweise für die SPD-Fraktion. 

 

Herr Dr. Bernhauser bittet darum, den Fraktionen die in der Sitzung des Integrationsrats am 

21.05.2015 gezeigte Powerpoint-Präsentation zur Verfügung zu stellen. 

 

Der Ausschuss beschließt einstimmig die Tagesordnung in der Form der Einladung vom 

11.05.2015. 

 

 

2. Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil - 

  

Die Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und 

Gleichstellung von Frau und Mann am 26.02.2015 - öffentlicher Teil - wird einstimmig genehmigt. 

 

 

3. Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der Sitzung des Ausschusses 

für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und 

Mann am 26.02.2015 - öffentlicher Teil 

 0159/2015 

 

Herr Dr. Bernhauser bezieht sich auf  Seite 12 der Einladung „Ergebnisse des Runden Tisches 

bezahlbarer Wohnraum“, Punkt 5. Hiernach solle die Verwaltung regelmäßig im Ausschuss über 

den Stand des Verfahrens berichten. Er bittet darum, dies für die kommende Sitzung vorzusehen. 

 

Frau Schlich führt aus, der Runde Tisch laufe unter Leitung von Herrn Schmickler und es habe 

inzwischen eine erste Besprechung zum Beschluss gegeben. Sobald nach Überprüfung durch die 

Verwaltung berichtenswerte Ergebnisse vorlägen, werde dem Ausschuss berichtet.  

 



 

 

 

 

4. Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden 

  

Die Vorsitzende macht keine Mitteilungen. 

 

 

5. Mitteilungen des Bürgermeisters 

  

Es liegen keine Mitteilungen vor. 

 

 

5.1. Frauenpolitische Informationen 

 0158/2015 

 

Die Vorsitzende bedankt sich für die zusammengetragenen Informationen.  

 

Frau Stauer bittet, die Ungleichbehandlung von Frauen immer wieder in den Fokus zu nehmen, was 

die Teilzeitsituation und die Behandlung in der Entlohnung angehe. Es sei deutlich hervorzuheben, 

dass Teilzeitberufstätigkeit zugunsten von Kindererziehung und Pflegezeiten in der Regel zur 

Altersarmut von Frauen führten. Dies sei ein allgemeingesellschaftliches Problem. Die Pflege- und 

Erziehungsleistung von Frauen spare der Gesellschaft einige Milliarden Euro pro Jahr ein. Frau 

Stauer fragt, was im Gegenzug für Frauen geboten werde, um sie vor Altersarmut zu bewahren, und 

wer am Ende die Kosten trage, wenn Frauen aufstocken müssten, weil sie sonst in der Altersarmut 

landeten. Es müsse weiter an Lohngleichheit und geeigneten Arbeitszeitmodellen gearbeitet 

werden.  

 

 

6. Bericht aus der Arbeit der Beiräte und des Integrationsrates 

  

Herr Bartoszewicz bezieht sich auf die unter  TOP 1 bezeichnete Tischvorlage, wonach der 

Integrationsrat von Herrn Keltek als Vorsitzendem des Landesintegrationsrates über das Thema 

„Einführung des kommunalen Wahlrechts“ informiert worden sei. 

 

 

7. Berufung eines ordentlichen Mitglieds in den "Inklusionsbeirat - Beirat für 

Menschen mit Behinderung" durch den Rat der Stadt Bergisch Gladbach 

 0156/2015 

 

Herr Dr. Bernhauser bittet darum, künftig in der Vorlage eine kurze Information über die dort 

benannten Personen zu erhalten, wie etwa das Alter, die berufliche Qualifikation und 

Facherfahrung.  

 

Die Vorsitzende regt an, dass die Verwaltung in Zukunft entsprechend verfahre. 

 

Der Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann 

beschließt einstimmig die dem Vorschlag der Verwaltung folgende Beschlussempfehlung: 

 

Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach wählt Herrn Sascha Burchardt als  

ordentliches Mitglied in den „Inklusionsbeirat – Beirat für Menschen mit  

Behinderung“. 

 



 

 

8. Entsendung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des 

Seniorenbeirates in den Jugendhilfeausschuss 

 0153/2015 

 

Herr Waldschmidt spricht sich für die SPD-Fraktion dafür aus, dass der zuständige 

Jugendhilfeausschuss die Vorlage zunächst erörtere und entscheide. 

 

Herr Waldschmidt stellt für die SPD-Fraktion den Antrag,  

 

die Vorlage an den Jugendhilfeausschuss als zuständigen Fachausschuss  

zu überweisen. 

 

Frau Koshofer unterstützt diesen Antrag. 

 

Die Vorsitzende lässt über den Antrag der SPD-Fraktion abstimmen. 

 

Der Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann 

beschließt einstimmig bei einer Enthaltung der Stimme der Fraktion  

DIE LINKE. wie folgt: 

                                  

Der Antrag wird angenommen. 

 

 

9. Entsendung von Mitgliedern des Seniorenbeirates in Fachausschüsse und den 

Inklusionsbeirat - Beirat für Menschen mit Behinderung 

 0109/2015 

 

Die Vorsitzende weist auf die ausliegenden Vorabauszüge aus den Sitzungen des Seniorenbeirates 

hin. 

 

Die Ausschussmitglieder folgen den Beschlussempfehlungen des Seniorenbeirats in dessen 

Sitzungen am 17.04. und 12.05.2015 gemäß den vorliegenden (Vorab-)Auszügen, mit Ausnahme 

der Empfehlung für die Entsendung in den Jugendhilfeausschuss (s. Beschluss unter TOP 8). 

 

Der Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann 

beschließt einstimmig folgende Beschlussempfehlung für den Rat: 

 

 

1. Die folgenden Beiratsmitglieder werden als Ausschussmitglieder 

mit beratender Stimme bzw. als deren persönliche 

Stellvertretungen entsendet: 

 für den Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie 

und  Gleichstellung von Frau und Mann 

als beratendes Ausschussmitglied Frau Giesela Mertes 

 für den Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und 

Verkehr 

als beratendes Ausschussmitglied Herr Wolfgang Kohlschmidt 

und als seine persönliche Stellvertretung Herr Erich Dresbach 

 für den Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 

GO NRW  

als beratendes Ausschussmitglied Frau Margret Brosch 

 für den Ausschuss für Bildung, Kultur, Schule und Sport 



 

als beratendes Ausschussmitglied Herr Dirk Cromme und als 

seine persönliche Stellvertretung Herr Iro Herrmann 

 für den Stadtentwicklungs- und Planungsausschuss  

als beratendes Ausschussmitglied Herr Josef Mohr und als seine 

persönliche Stellvertretung Herr Olaf K. Marx 

 für den Flächennutzungsplanausschuss   

als beratendes Ausschussmitglied Herr Jürgen Krafft und als seine 

persönliche Stellvertretung Herr Wolfgang Kohlschmidt. 

 

2. Als beratendes Mitglied wird Frau Regina Leistner und als 

persönliche Stellvertretung wird Herr Dr. Faradjollah Farzanehfar 

in den Inklusionsbeirat – Beirat für Menschen mit Behinderung – 

entsandt. 

 
(ergänzende Beschlussempfehlung aus der Sitzung des Seniorenbeirats 

am 12.05.2015:) 

3. für den Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und  

Gleichstellung von Frau und Mann und den Ausschuss für 

Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW Frau  

Hildegund Laufenberg als stellvertretendes beratendes 

Ausschussmitglied.  

 

 

10. Rücknahme der Berufung und Neuberufung eines Beiratsmitglieds in den 

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 GO NRW (AAB) 

 0111/2015 

 

Die Vorsitzende verweist auf den Inhalt der Vorlage. 

 

Der Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann 

beschließt einstimmig folgende Beschlussempfehlung für den Rat: 

 

1. Die Berufung von Herr Thomes Herres als stellvertretendes beratendes Mitglied 

wird zurückgenommen. 

2. Der Rat entsendet den vom Inklusionsbeirat vorgeschlagenen  

Herrn Hans Eßer als stellvertretendes beratendes Mitglied in den  Ausschuss für 

Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 GO NRW (AAB). 

 

 

11. Landesprogramm zur Förderung der sozialen Arbeit an Schulen - Fortführung 

der Schulsozialarbeit in Trägerschaft des Caritasverbandes 

 0157/2015 

 

Frau Schlich führt aus, die komplexen Informationen seien in der Beschlussvorlage sowie die 

aktuellen finanziellen Informationen in der zusätzlich ausliegenden Tischvorlage (Anlage) 

zusammengefasst worden. Frau Schlich erinnert an die letztjährigen Diskussionen in diesem und im 

Jugendhilfeausschuss um den Erhalt der Netzwerkarbeit und der Schulsozialarbeit vor dem 

Hintergrund, dass die sogenannten BuT-Mittel des Bundes zum 31.12.2014 auslaufen sollten. 

Gemäß Beschluss der Ausschüsse seien zumindest im Jahr 2015 Mittel im Haushalt bereitgestellt 

worden, um die Netzwerkarbeit erhalten zu können. Gleichzeitig habe es kurz vor Weihnachten 

eine erste Ankündigung der Landesregierung gegeben, dass sie ein Programm auflege, um diese 

BuT-Mittel des Bundes zumindest temporär zu ersetzen. Mit der gewünschten Akquise dieser 

Fördermittel für Bergisch Gladbach habe die Verwaltung erst im April beginnen können, weil sie zu 



 

diesem Zeitpunkt die erforderlichen Informationen zu dem BuT-Programm des Landes erhalten 

habe. Die Verwaltung habe die Vorlage nur sukzessive erstellen können, weil sie sich immer noch 

in sehr intensiven Diskussionen mit dem Kreis über die Finanzierbarkeit befand. Antragsteller der 

„BuT-Landesmittel“ sei der Kreis, der die Mittel dann aber an die Stadtverwaltung überleite. 

 

Frau Schlich erläutert die in der Tischvorlage dargestellten Tabellen, endend mit einer für 2015 

erforderlichen Finanzierung für die Netzwerkarbeit in Höhe von 69.401 €. Im Haushalt, so führt 

Frau Schlich weiter aus, seien aber knapp 250.000 € etatisiert. Vor diesem Hintergrund sei die 

Mitfinanzierung auch der Schulsozialarbeit berechnet worden, endend mit einem für 2015 von der 

Stadt zu finanzierenden Betrag von 98.539 €. Dies seien etwa 150.000 € weniger als tatsächlich im 

Haushalt für 2015 etatisiert. 

 

Frau Schlich erläutert, in dem für 2015 zu fassenden Beschluss unter Punkt 1 sei ein Betrag von 

19.991,98 € einzusetzen, weil die Schulsozialarbeit bis zum Beginn der Sommerferien bereits 

finanziert gewesen sei und aufgrund von Kündigungen lediglich 1,5 Stellen von früher 2,75 Stellen 

besetzt seien.  

 

Was die Jahre 2016 und 2017 angehe, so berichtet Frau Schlich abschließend, sei die fachliche 

Einstellung des Fachbereichs 5 zu den Projekten unverändert. d.h. im Rahmen der 

Haushaltsdiskussionen müsse erörtert werden, ob diesbezüglich Landesmittel eingeworben und 

andererseits Eigenmittel zur Verfügung gestellt werden sollten.  

 

Herr Waldschmidt fragt, bis wann bei Fortführung der Projekte in 2016 und 2017 ein Signal mit 

dem Ziel des Personalerhalts erfolgen müsse, dass die Politik die Bereitstellung der Haushaltsmittel 

auch zukünftig anstrebe.  

 

Frau Schlich antwortet, es sei sicherlich sinnvoll, diesbezüglich eine Einigung kurz nach der 

Sommerpause zu erzielen. 

 

Herr Dekker unterstützt Frau Schlichs Ausführungen, es sei gut, wenn es ein frühzeitiges Signal an 

die Träger gebe. Der Beschluss, so ergänzt Herr Dekker, werde voraussichtlich dann erst im 

Dezember gefasst.   

 

Herr Dr. Bernhauser weist darauf hin, für die Fortführung der Netzwerkarbeit über den genannten 

Finanzierungsmodus habe die Politik im Grunde bereits eine Entscheidung getroffen, weil man 

gemeinsam überlegt habe, die Automatensteuer zugunsten der Netzwerkarbeit zu erhöhen. Aber 

auch für die Schulsozialarbeit müsse der Politik noch etwas einfallen, denn sowohl die Träger als 

auch die entsprechenden Mitarbeiter bräuchten Planungssicherheit. Herr Dr. Bernhauser regt 

deshalb an, im Rahmen der Haushaltsberatungen zu besprechen, wie für die verbliebenen 

Schulsozialarbeiter eine geeignete Refinanzierung zu bekommen sei. Dieser Anstrengung wolle 

sich die CDU-Fraktion jedenfalls unterziehen. Über dieses Interesse müsse man dem Träger ein 

entsprechendes Signal geben. 

 

Herr Bartoszewicz spricht den Ausschussmitgliedern Mut zu, mit Blick auf die Landesförderung 

zumindest für 2015 dem Plan zuzustimmen, auch die Schulsozialarbeit mit zu fördern. Ungeachtet 

dessen solle aber auch mit dem Träger besprochen werden, inwieweit für 2016 und 2017 die 

Schulsozialarbeit unter verminderter Finanzierung geleistet werden könne. 

 

Herr Waldschmidt gibt auch für die SPD-Fraktion das Signal, jedenfalls die Netzwerke in 2016 und 

2017 fortsetzen zu wollen. Auch im Hinblick auf die Schulsozialarbeit gehe er davon aus, dass die 

SPD-Fraktion nach gemeinsamer Überlegung ein positives Signal setzen könne. 

 



 

Frau Scheerer fragt, ob der eingesparte Betrag von 150.000 € nicht im Bereich der Schulsozialarbeit 

bzw. bei den Netzwerken verbleiben könne anstatt dem allgemeinen Haushalt zugeführt zu werden. 

 

Herr Mumdey antwortet, die allein im Bereich der Flüchtlinge zusätzlich zu investierenden Mittel 

überstiegen bei Weitem die von Frau Scheerer genannte Ersparnis. 

 

Die Vorsitzende lässt über den Beschlussvorschlag abstimmen. 

 

Der Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann 

beschließt einstimmig folgende Beschlussempfehlung für den Rat: 

  

1. Das Angebot Sozialarbeit Bildung und Teilhabe des Caritasverbandes für den Rheinisch-

Bergischen Kreis e.V. soll im 2. Halbjahr 2015 fortgeführt werden. Hierzu wird ein 

Zuschuss in Höhe von 19.991,98 € gewährt. 

 

2. Diese Beschlussfassung erfolgt vorbehaltlich der Zuweisung der avisierten 

Landesförderung. 

 

 

12. Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe 

Bericht über die Mittelverwendung 2014 

 0122/2015 

 

Herr Dr. Bernhauer berichtet ergänzend zur Vorlage über die Verwendung der Mittel aus dem 

„alten Löwenpass“. Von den beschlossenen 60.000 € seien 30.000 € für Sozialraumarbeiten in 4 

Sozialräumen und 30.000 € für den Kinderschutzbund bestimmt, der überwiegend im Rahmen von 

Familienpatenschaften bedürftige Familien unbürokratisch unterstütze. 

 

Spätestens im September/Oktober, merkt Herr Dr. Bernhauser an, solle zukünftig darauf geachtet 

werden, wie sich die Ausgabenseite in den Bereichen Sozialraumarbeit und Kinderschutzbund 

entwickelten, damit nötigenfalls ein Ausgleich zwischen diesen beiden Arbeitsbereichen geschaffen 

werden könne. 

 

Herr Schorn bezieht sich auf Seite 69 der Einladung, Punkt „Sonstige Projekte“, und fragt an wer 

die dort aufgeführten „begleiteten Arzt- und Behördengänge von Flüchtlingen“ mit welchem Inhalt 

durchführe und wie diese Arbeit organisiert werde. 

 

Frau Schlich kündigt die Beantwortung dieser Frage zur Niederschrift an (s. Anlage). 

 

Frau Scheerer ist nicht der Meinung, dass im Bereich der Sozialraumarbeit übrig gebliebenes Geld 

ohne weiteres an den Kinderschutzbund weitergegeben werden könne. Aus ihrer langjährigen 

Schulerfahrung wisse sie, dass ein Überschuss ins nächste Jahr und auch ins übernächste Jahr 

hinübergezogen werden könne, um später beispielsweise ein größeres Projekt durchführen zu 

können.  

 

Frau Schlich führt haushaltsrechtliche Bestimmungen auf, die einer solchen Übertragung ins 

nächste Haushaltsjahr widersprechen. 

 

Frau Koshofer dankt der Verwaltung für die Schilderung dieser Mammutaufgabe. Sie bezieht sich 

auch auf ihre Teilnahme an der seitens der Verwaltung toll gelösten Besichtigung der Unterkünfte. 

Problematisch sei aber, dass die Mammutaufgabe auch Parallelaufgaben bündeln könne, weshalb 

sie darum bitte, ihren folgenden Antrag bzw. ihre Anregung für die FDP-Fraktion zu beantworten: 

 



 

„Wir bitten um eine Übersicht in Form eines Organigramms, die klarstellt, wer in Sachen 

Flüchtlingsbetreuung wofür zuständig ist, und zwar von Seiten der Stadtverwaltung wie auch der 

Kreisverwaltung als auch von Seiten caritativer Institutionen wie Kinderschutzbund etc.. 

So soll transparent und erkennbar werden: Wie ist auf der einen Seite der Bedarf (in welchen 

einzelnen Feldern), wie sind auf der anderen Seite die Aufgaben verteilt – und wo zeigen sich in 

dieser Gegenüberstellung ggf. Defizite, die es zu beheben gilt. Die nachgelagerte Frage ist: Wer 

steuert diese bedarfsorientierte Zuordnung – auch perspektivisch, d.h. nicht nur für den Bedarf von 

heute, sondern auch für den von morgen. 

Es geht also in dieser Phase nicht um die Frage, wer ZAHLT was aus welchem Topf, sondern wer 

TUT was – und was sollte eigentlich getan werden.“ 

 

Dies sei, so führt Frau Koshofer aus, eine Anregung auch aus Fürsorge gegenüber der Verwaltung. 

 

Frau Schlich kündigt an, die Verwaltung werde überlegen, wie den vorgetragenen Gedanken 

Rechnung getragen werden könne. (s. Anlage) 

 

Herr Bartoszewicz findet die Idee der Übertragung an den Kinderschutzbund gut, gibt allerdings zu 

bedenken, dass die Netzwerke aufgrund der steigenden Flüchtlingszahlen zusätzliche Arbeit 

leisteten, die künftig zusätzliche Gelder erforderten.  

 

Herr Dr. Bernhauser weist unter Bezugnahme auf die Vorlage darauf hin, dass im Grunde eine 

Abstimmung zwischen Kinderschutzbund und Caritas stattfinde. Den freien Trägern sei daran 

gelegen, dass ihre Hilfen bedarfsgerecht und rechtzeitig dort ankämen, wo sie am nötigsten 

gebraucht würden. 

 

 

13. Jahresbericht 2014 zur Unterbringungssituation von Asylbewerberinnen und 

Asylbewerbern, jüdischen Migrantinnen und Migranten, Spätaussiedlerinnen 

und Spätaussiedlern und Menschen in Wohnungsnot in städtischen 

Unterkünften 

 0132/2015 

 

Die Ausschussmitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis. 

 

 

14. Jahresbericht 2014 für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch, 12. Teil (SGB 

XII) - Sozialhilfe - und nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

einschließlich Unterhaltsheranziehung 

 0135/2015 

 

Die Ausschussmitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis.  

 

 

15. Jahresbericht 2014 der GL Service gGmbH 

 0155/2015 

 

Herr Waldschmidt möchte den Bericht über die Aktivitäten gerne zusammen mit dem 

Jahresabschluss diskutieren, um ggf. Entwicklungen entgegenzuwirken oder diese zu 

unterstreichen. Er fragt, ob der Jahresabschluss künftig gemeinsam mit dem Bericht vorgelegt 

werden könne. 

 

Herr Dekker führt aus, dem ASWDG solle der inhaltliche Bericht der GL Service gGmbH so 

schnell wie möglich zur Kenntnis gegeben werden. Er hält es für problematisch, den inhaltlichen 



 

mit dem Finanzbericht in der Sitzung im Mai zusammenzuführen, weil bis Ende März noch 

Buchungen erfolgten. Die GL Service gGmbH sei gerade bei den Jahresabschlussarbeiten für 2014.  

 

Herr Dr. Bernhauser weist darauf hin, der Haupt- und Finanzausschuss beschäftige sich 

überwiegend mit dem finanziellen Ergebnis. Die Aufgabe des ASWDG sei es, fachliche 

Anregungen und Wünsche zu den einzelnen Arbeitsfeldern an die GL Service gGmbH zu geben.  

 

 

16. Anträge der Fraktionen 

  

16.1. Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 19.12.2014 zur psychotherapeutischen 

Versorgung für traumatisierte Flüchtlinge und Asylbewerber 

 0133/2015 

 

Frau Stauer berichtet, die SPD-Fraktion begrüße im Ansatz, sich Gedanken, über den Umgang mit 

traumatisierten Flüchtlingen und Asylbewerbern zu machen, weil diesen Menschen vermutlich 

unbeschreibliches Elend widerfahren sei. Allerdings könne eine Kommune angesichts der 

Überlastung des psychotherapeutischen Netzes eine Verbesserung der psychotherapeutischen 

Versorgung von traumatisierten Flüchtlingen und Asylbewerbern nicht leisten. Auch sei es 

wahrscheinlich problematisch, diesbezüglich auf die traumatisierten Menschen zuzugehen, weil sie 

erst mal zur Ruhe kommen und sich in der neuen Umgebung zurecht finden müssten.  

 

Frau Stauer schlägt vor, z.B. Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit zu bieten, im 

kunsttherapeutischen Ansatz unter Mitwirkung von Fachleuten Brücken zu bauen. 

 

Herr Schorn glaubt nicht, dass die Aushändigung eines Berechtigungsscheins eine Traumatisierung 

sei. Er merkt an, er vermute eher, dass hinter den Ausführungen der SPD-Fraktion u.a. die natürlich 

befürchteten Kosten steckten. Das Asylbewerberleistungsgesetz sehe eine psychotherapeutische 

Behandlung nicht vor. Als freiwillige Leistung werde diese Behandlung von der Verwaltung 

abgelehnt. Auch seien Stellen in Köln, an die möglicherweise Traumatisierte von der Verwaltung 

verwiesen werden könnten, schon jetzt massiv überlastet. Dies sei aber eher ein Argument dafür, in 

Bergisch Gladbach selbst solche Strukturen vorzuhalten.  Herr Schorn gibt zu bedenken, dass die 

wirtschaftlichen und sozialen Folgen einer nicht behandelten Traumaerkrankung unter Umständen 

die als freiwillige Leistungen aufzubringenden Kosten für eine Therapie-behandlung überwögen. 

Herr Tschorny nennt einige Daten, wonach es vorliegend ohnehin nur um eine Behandlungsdauer 

von durchschnittlich 9 Monaten gehe.  

 

Frau Stauer wiederholt, die SPD-Fraktion begrüße einerseits grundsätzlich den Ansatz der Fraktion 

DIE LINKE., verdeutlicht andererseits noch einmal, dass die Schaffung einer Beratungsstruktur mit 

einem das Personal, das einerseits äußerst sensibel sei und sinnvollerweise auch die verschiedenen 

Sprachen dieser Menschen beherrsche, inhaltlich nicht leistbar sei. 

 

Herr Dr. Bernhauser unterstützt Frau Stauers Vortrag und merkt an, Traumatherapie verlange 

höchste Kompetenz. Zu einer solch hochprofessionellen Herangehensweise, wie es die Kölner 

machten, sehe er in Bergisch Gladbach überhaupt keine Möglichkeit. Es fehle nicht nur an der 

Finanzierung, sondern auch an verfügbarem hoch professionellem Personal mit den erforderlichen 

Sprachkenntnissen. 

  

Frau Münzer bestätigt die Ausführungen von Herrn Dr. Bernhauser und weist darauf hin, dass in 

Bergisch Gladbach durchaus etwas für möglicherweise traumatisierte Flüchtlingskinder, die ggf. 

auch in der Schule auffällig seien, getan werde. Zwar werde keine Therapie angeboten, aber es 

würden Angebote gemacht, in denen sich die Kinder einfach wohlfühlten und sie lernten, ihren 

Alltag besser meistern zu können. Frau Münzer merkt an, sie setze sich dafür ein, dass in diese 



 

Richtung noch mehr passiere. Es gebe Kontakte zu den verschiedenen Erziehungsberatungsstellen 

und auch deren Unterstützung. 

 

Herr Waldschmidt fragt, wie sich das Therapiezentrum für Folteropfer und Flüchtlingsberatung in 

Köln finanziere und ob man vor Ort mit ähnlichen Organisationen ins Gespräch kommen könne, ob 

für sie ein solches Zentrum vorstellbar wäre. Herr Waldschmidt bittet, in der nächsten Sitzung 

darüber kurz zu berichten.  

 

Herr Bartoszewicz berichtet, auch in der Integrationsratssitzung sei dieser Antrag intensiv mit dem 

als Vorabauszug vorliegenden Ergebnis diskutiert worden. Herr Bartoszewicz führt aus, er halte den 

Antrag letztlich für etwas realitätsfremd, weil die Voraussetzung für ein solches Therapieangebot 

eine Einrichtung wie etwa ein Fachzentrum sei, das es in Bergisch Gladbach nicht gebe. Der Antrag 

verfolge zwar ein hehres Ziel, aber kostengünstiger, schneller und besser könne man den Menschen 

sicherlich mit einer positiven Umgebung helfen. Dazu gehöre das Gefühl des Angenommenseins, 

der Sicherheit und Stabilität wie auch eine zeitnahe Bearbeitung der Anträge.  

 

Frau Schlich berichtet von der Bitte des Integrationsrates, mehr Informationen über die 

Hilfsangebote zu erhalten. Bereits jetzt könne festgestellt werden, dass die Finanzierungssituation 

des Zentrums für Folteropfer  und Flüchtlingsberatung in Köln schlecht sei. Es sei Aufgabe der 

Verwaltung, darüber zu informieren, dass die Mittelbereitstellung für ein Traumazentrum oder eine 

ähnliche Einrichtung eine freiwillige zusätzliche Ausgabe sei. Selbst wenn entsprechende Mittel zur 

Verfügung stünden, sei es sehr schwierig, entsprechendes Personal zu bekommen. Die Verwaltung 

nehme aber die Aufgabe mit, diesbezüglich weitere Informationen zu beschaffen und dem ASWDG 

mitzuteilen. 

 

 

Frau Koshofer führt aus, dass das Gefühl der Sicherheit, des Angenommenseins und die schnellere 

Bearbeitung der Anträge Voraussetzungen für ein Wohlgefühl der betroffenen Menschen seien.  

 

Die Vorsitzende lässt über den Antrag abstimmen. 

 

Der Ausschuss für Soziales, Wohnungswesen, Demografie und Gleichstellung von Frau und Mann 

beschließt mehrheitlich gegen die Stimme der Fraktion DIE LINKE. wie folgt: 

 

    Der Antrag wird abgelehnt. 

 

 

17. Anfragen der Ausschussmitglieder 

  

Die Vorsitzende bezieht sich auf die auf den Plätzen ausliegende Anfrage der AfD-Fraktion 

(Anlage) und schlägt Herrn Kunze vor, die Anfrage schriftlich von der Verwaltung beantworten (s. 

Anlage) zu lassen. Herr Kunze stimmt dem zu. 

 

Herr Waldschmidt fragt, ob es zutreffend sei, dass in dem Mietvertrag, den die Stadt Bergisch 

Gladbach mit der SEB AöR über die Anmietung des Lübbe-Gebäudes als Flüchtlingsunterkunft 

geschlossen hat, keine Kostenmiete, sondern eine Marktmiete vereinbart worden sei.  

 

Herr Mumdey antwortet, in dem Mietvertrag sei eine Marktmiete mit dem Stadtentwicklungsbetrieb 

vereinbart worden. Diese Marktmiete liege allerdings unter dem, was andere Vermieter bei der 

Flüchtlingsunterbringung von der Verwaltung verlangten.  

 



 

Auf Herrn Waldschmidts weitere Nachfrage berichtet Herr Mumdey, dass es normalerweise üblich 

und auch nach dem Haushaltsicherungskonzept vorgesehen sei, dass städtische 

Tochtergesellschaften in die Haushaltskonsolidierung mit einbezogen werden sollten.  

 

Auf weitere Nachfrage von Herrn Waldschmidt, ob es in Bezug auf eine mögliche Förderung oder 

Ähnliches Gründe gebe, hier eine Marktmiete statt einer Kostenmiete zu vereinbaren, antwortet 

Herr Mumdey, dies sei im nicht bekannt.  

 

Frau Stauer macht gerade mit Blick auf die knappen Haushaltsressourcen und das Anwachsen der 

städtischen Aufgaben auf eine in anderen Ländern bereits weiter verbreitete Kultur von sogenannten 

Social Business Unternehmungen aufmerksam. Dafür wolle sie ausdrücklich parteiübergreifend 

werben. Social Business habe sich zum Ziel gesetzt, Geld dafür zu investieren, dass Unternehmen 

nachhaltig und auch gewinnorientiert wirtschaften und dass diese Gewinne dann wieder in soziale 

Unternehmungen reinvestiert werden. Frau Stauer nennt als Beispiel das Hotel Magda in Österreich, 

in dem Flüchtlinge und Einheimische ein beliebtes Hotel betrieben, das Flüchtlingen die 

Möglichkeit gebe, integriert zu werden und eigenes Gehalt zu verdienen. Es gebe auch ähnliche 

Projekte, um beispielsweise Langzeitarbeitslose wieder in den Arbeitsmarkt zu bringen. Frau Stauer 

hält es für sehr sinnvoll, sehr viel mehr in dem Bereich Social Business zu entwickeln, um so 

nachhaltige positive Wirkungen erzielen zu können. So könnten die Fraktionen beispielsweise 

parteiübergreifend versuchen, Menschen dafür zu gewinnen, solche sozialen und ökologischen 

Ziele zu erreichen unter der Bedingung, Kostendeckung zu erreichen. Frau Stauer ist der 

Auffassung, dass das von Herrn Dr. Bernhauser so bezeichnete „soziale Gesicht der Stadt“, das 

durch die GL Service dankenswerterweise positiv geprägt werde, möglicherweise noch deutlicher 

wahrnehmbar und verbessert werden könnte. Frau Stauer fragt abschließend, wer bereit sei, dieses 

Vorgehen zu unterstützen. 

 

Herr Dr. Bernhauser freut sich über das Lob für die GL Service gGmbH und weist ergänzend auf 

den CAP-Markt in Paffrath und den Emmaus Secondhand Laden hin, in denen ebenfalls 

benachteiligte Personen beschäftigt seien. Herr Dr. Bernhauser möchte unterstreichen, dass es schön 

wäre, mehr solcher Unternehmen zu haben.  

 

Die Vorsitzende schlägt vor, diese Anregung in den Fraktionen zu diskutieren. 

 

Herr Dr. Bernhauser dankt der Verwaltung für die Führung der Delegation durch die größeren 

Flüchtlingsunterkünfte. Es habe sich die Gelegenheit ergeben, mit den Bewohnern und 

Bewohnerinnen sprechen zu können, die mit der Beratung und Betreuung durch die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung sehr zufrieden und dankbar seien. Auch die 

Unterkünfte selbst, so berichtet Herr Dr. Bernhauser, seien annehmbar. Er drückt seine Freude 

darüber aus, wie positiv die Flüchtlinge auf die Gruppe reagiert hätten. Es sei wünschenswert, die 

Kontakte weiter auszubauen und das Miteinander zu stärken. 

 

Frau Koshofer bestätigt diesen Eindruck. 

 

Auch Herrn Bartoszewicz schließt sich den Worten von Herrn Dr. Bernhauser an. 

Er bittet die Verwaltung ergänzend darum, die in der alten Schule in der Bensberger Straße 

untergebrachten Familien so bald wie möglich ins Lübbe-Gebäude umzusetzen. 

 

Die Vorsitzende schließt den öffentlichen Teil der Sitzung und stellt die Nichtöffentlichkeit her. 

 

 



 

N Nicht öffentlicher Teil 

 

1. Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung - nicht öffentlicher 

Teil - 

  

Die Genehmigung der Niederschrift entfällt. 

 

 

2. Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden 

  

Es gibt keine Mitteilungen. 

 

 

3. Mitteilungen des Bürgermeisters 

  

Es liegen keine Mitteilungen vor. 

 

 

4. Anträge der Fraktionen 

  

Es liegen keine Anträge vor. 

 

 

5. Anfragen der Ausschussmitglieder 

  

Es werden keine Anfragen gestellt. 

 

 

 

Die Vorsitzende bedankt sich für die gute Zusammenarbeit, wünscht allen einen schönen Abend 

und schließt die Sitzung um 18.34 Uhr. 

 

 

 

 

gez.:   gez.: 

 

Petra Holtzmann   Gitta Schablack 

Ausschussvorsitzende   Schriftführerin 
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